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Rechtsanwalt Dr. Barzen – Augsburgerstr. 9 – 80337 München 

Verwaltungsgericht Potsdam  

Friedrich-Ebert-Straße 11 

14469 Potsdam 



         München, den 11.01.2025 

In der Sache  

Barzen et al. / Land Brandenburg

Az.: VG 1 K 1232/24 

wegen Stiftungsrecht  

nehme ich zu der Duplik des Beklagten vom 17. Dezember 2024 wie folgt Stellung:   

A. Zulässigkeit

Die Kläger machen geltend, der ablehnende Verwaltungsakt verletze sie in eigenen Rech-

ten. Sie sind deshalb klagebefugt (§ 42 II VwGO). Die Klage ist zulässig.  

Im Übrigen wird auf Replik der Kläger vom 14. September 2024 verwiesen. 

B. Begründetheit  

1. Zulässigkeit des Zwecks  

Bereits in der Klagerwiderung vom 30.07.2024 (Seite 5) hatte der Beklagte eingeräumt, 

dass   

-  nicht nur solche Zwecke zulässig sind, die einen besonders hohen Vermö- 

genseinsatz erfordern und dass  
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- die Zweckerfüllung nicht ausschließlich durch Vermögenseinsatz erfolgen muss. 

Ist der Vermögenseinsatz aber gering, so spielen notwendigerweise andere Faktoren für 

die Zweckerfüllung eine wesentliche Rolle, z. B. Knowhow, Erfahrung, Beziehungen und 

ehrenamtlicher Einsatz. 

Der Beklagte behauptet nun implizit, die Erfüllung des Zwecks der FUNDATIO erfordere 

keinen Vermögenseinsatz (Duplik S. 3). Deshalb handele es sich um einen unzulässigen 

Zweck. Bei näherer Betrachtung erweisen sich jedoch weder diese Behauptung noch die 

rechtliche Schlussfolgerung als zutreffend: 

a) Widerspruch 

Zunächst springt ins Auge, dass der Beklagte bislang stets vertreten hat, die Zweckver-

wirklichung der FUNDATIO erfordere einen höheren Vermögenseinsatz als 10.000 Euro, 

so auch weiterhin in der Duplik (siehe S. 7 und 8). Damit entzieht der Beklagte der obigen 

Behauptung die Grundlage. 

Tatsächlich ist für die Zweckerfüllung von FUNDATIO eine finanzielle Mindestausstattung 

erforderlich, um das stifterische Anliegen (Förderung von Wissenschaft und Forschung auf 

dem Gebiet des Stiftungsrechts) über mindestens 10 Jahre hinweg dauernd und nachhal-

tig verfolgen zu können. Insbesondere der Auf- und Ausbau der Dokumentation für wis-

senschaftliche Zwecke stiftungsrechtlicher Entscheidungen in Form des Internetauftritts 

sowie weitere kommunikative Maßnahmen können nicht davon abhängig gemacht wer-

den, ob es gelingt, die Jahr für Jahr dafür erforderlichen Mittel über Fundraising-

Maßnahmen einzuwerben. Zugleich ist FUNDATIO flexibel angelegt. Mit etwaigen Zuwen-

dungen kann sie ihre Zweckverfüllung intensivieren. Bei Bedarf führen die Kläger hierzu 

gern aus. 

b) Abschließende Anerkennungsvoraussetzungen 

Ob ein Stiftungszweck zulässig oder unzulässig ist, ergibt sich abschließend aus § 82 

BGB. Unzulässig ist demnach ausschließlich die Gefährdung des Gemeinwohls. Für eine 

solche Gefahr sieht aber nicht einmal der Beklagt Anhaltspunkte. Im Übrigen ist auch die 

in § 80 Abs. 1 BGB angelegte Vermögens-Zweck-Relation mit einer dienenden Funktion 

des Vermögens bei FUNDATIO gegeben.  
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    c)  Geeignetheit der Zweckverwirklichungsmaßnahmen 

Aufschlussreich sind auch die Ausführungen des Beklagten zur Geeignetheit der Zweck-

verwirklichungsmaßnahmen (Seite 3).  

- Aus der Zweckverwirklichungsmaßnahme „Vergleich der Stifterfreundlichkeit der 

Behörden“ gehe nicht hervor, welcher Zweck damit verwirklicht werden solle. 

- Ebenso verhalte es sich mit dem Auftreten bei Veranstaltungen und der Analyse 

stiftungsbehördlicher Entscheidungen. 

- Das Erarbeiten von Modellen zur Dynamik und Flexibilität von Stiftungen verkenne 

die Besonderheit und das Alleinstellungsmerkmal von Stiftungen als bewahrende, 

stabile und starre (sic!) Rechtsform. 

Die Benennung der Zweckverwirklichungsmaßnahmen ist (nur) aus gemeinnützigkeits-

rechtlichen Gründen notwendig (§ 60 Abs. 1 AO). Das BGB-Stiftungsrecht fordert die Auf-

zählung nicht. Dies ergibt sich aus dem abschließende Katalog der notwendigen Sat-

zungsbestandteile in § 81 Abs. 1 BGB. Stiftungsrechtlich relevant werden die Zweckver-

wirklichungsmaßnahmen nur dann, wenn sich aus ihnen ausnahmsweise einmal Indizien 

für eine Gemeinwohlgefährdung oder für intendierte Rechtsverstöße ergeben sollten.  

Keinesfalls aber ist es Aufgabe der Behörde, die Zweckverwirklichungsmaßnahmen zu 

bewerten. Das liegt allein in der Kompetenz der Stifter. Später könnten auch Stiftungsor-

gane gehalten sein, Prioritäten zu setzen. Die Befugnis der Behörde dagegen beschränkt 

sich nach einhelliger Meinung auf die Kontrolle der Rechtmäßigkeit nicht aber der Zweck-

mäßigkeit. Mit der Prüfung der Zweckmäßigkeit der Zweckverwirklichungsmaßnahmen 

überschreitet eine Behörde ihre Kompetenzen. 

Diese Kompetenzüberschreitung führt zur (rechtswidrigen) Nichtanerkennung von FUN-

DATIO. Das Fehlverständnis einer Stiftungsbehörde über die eigene Rolle kann nicht bes-

ser dokumentiert werden als in ihren oben wiedergegebenen Ausführungen, insbesondere 

dem 3. Spiegelstrich: Ob jemand die Stiftung als Rechtsform für die Umsetzung seiner 

Ideen wählt, ist allein seine Entscheidung. Die Entscheidung bedarf keiner Rechtfertigung. 

Ein Erfordernis für das Errichten der Stiftung ist nicht darzulegen. Auch die Ausgestaltung 

einer Stiftung als flexibel oder starr liegt allein in seiner Verantwortung, nicht in derjenigen 

der Behörde. Die Entscheidung des Stifters ist durch § 82 Satz 1 BGB (Anerkennungs-
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pflicht bei Vorliegen der Voraussetzung, kein Ermessen1) geschützt. Darüber hinaus ist 

seine Entscheidung grundrechtlich geschützt, in jedem Fall durch Art. 2 Abs. 1 GG, im vor-

liegenden Fall zusätzlich durch Art. 5 Abs. 3 GG.  

Dem Beklagten ist offenbar nicht bewusst, dass flexible Gestaltungen von Stiftungen nach 

geltendem Recht möglich und zulässig sind. Das betrübt. Es mag die Erklärung für das 

Drängen auch anderer Behörden auf uniforme und auch starre Satzungsgestaltungen 

sein. Der streitgegenständliche Ablehnungsbescheid ist die schärfste Ausprägung dieses 

Drängens.  

     d) Keine Obhutspflicht der Behörde 

Ebenfalls unzutreffend ist ebenfalls die Annahme, der Staat oder die Behörde trage ein 

Mitverantwortung für die Stiftung (Seite 2 der Duplik). Der Staat habe nicht nur eine Auf-

sichts- sondern sogar eine Obhutspflicht. Das ist falsch, allerspätestens seit dem Gesetz 

zur Modernisierung des Stiftungsrechts vom 15. Juli 2002 (BGBl. I S. 2634). Die Verant-

wortung des Staates beschränkt sich darauf, keine Stiftungen zuzulassen, die das Ge-

meinwohl gefährden oder nicht den Anforderungen des § 82 Satz 1 BGB genügen. Dar-

über hinaus hat der Staat gerade keine Verantwortung für das Handeln seiner Bürger oder 

Stiftungen. Es gibt gerade keine Fachaufsicht, sondern nur eine Rechtsaufsicht der Be-

hörde. Das Gesetz steht der Vorstellung von einer Obhutspflicht deshalb diametral entge-

gen. Das verkennt der Beklagte und verschriftlicht es in seiner Duplik vom 17.12.2024. Es 

sind auch solche Erfahrungen, die die Stifter motivieren, FUNDATIO zu errichten.  

2. Name 

Insoweit verweise ich auf die bisherigen Ausführungen (Klagebegründung S. 12 f). 

1 BoKo/Muscheler § 80 Rz 41; BoKoStiftR/Andrick § 82 Rz 8, Burgard/Burgard § 82 Rz 14 und 22, Er-

man/Wiese § 82 Rz 4 (alle Fundstellen sind in den Anlagenkonvolut, das mit Schriftsatz vom 14.09.2024 

eingereicht wurde.  
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3. Freie Sitzwahl 

Auch insoweit verweise ich zunächst auf die bisherigen Ausführungen (Klagebegründung 

S. 13 f und Replik S. 4 f). Ferner ergänze ich: 

    a) Bestmögliche Zweckverwirklichung 

Es ist legitim und zum Teil sogar geboten, bei der Wahl des Rechtssitzes das jeweilige 

Landesstiftungsrecht zu berücksichtigen. Das eine Regime passt für die eine Stiftung bes-

ser, das andere Regime für die andere Stiftung. Beispiele:  

- Nach dem Stiftungsgesetz des Landes A wird von einer behördlichen Prüfung der Jah-

resabrechnung abgesehen, wenn bereits eine Prüfung durch eine Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft erfolgt ist. Schreibt die Stifterin qua Satzung ohnehin eine Prüfung durch eine 

WP-Gesellschaft vor, so liegt es ceteris paribus nahe, einen Rechtssitz in Land A zu wäh-

len. Doppelprüfungen werden so vermieden. 

- Umgekehrt kann der Fall liegen, wenn das Stiftungsgesetz des Landes B ab einem ge-

wissen Grundstockvermögen stets die Prüfung durch eine WP-Gesellschaft verlangt.2 Der 

Stifter könnte die legitime Entscheidung treffen, die Finanzmittel statt in das WP-Honorar 

in die Erfüllung des Stiftungszwecks zu investieren. Der Stifter dürfte Land B wählen. 

- Den Ausschlag mag auch geben, dass Stiftungsbehörde C mit einer sehr knappen Per-

sonaldecke leben muss, was zu entsprechenden Bearbeitungszeiten führt. Stiftungsbe-

hörde D dagegen ist gut ausgestattet. Das spricht für eine Wahl am Standort D. Wem wä-

re geholfen, wenn die ohnehin schon überbeanspruchte Behörde C weitere Arbeit aufge-

lastet würde? 

- Nicht zu vergessen sind die deutlich abweichenden Gebührenordnungen.3 Zweifelsohne 

ein legitimes Auswahlkriterium.  

Die Stiftung FUNDATIO will dazu beitragen, die Unterschiede für Stiftende transparent zu 

machen (siehe § 2 Abs. 2 c) der Satzung). Es ist bedauerlich, dass der Beklagte nach ei-

2 Vgl. dazu Fritz/Mecking, Stiftung&Sponsoring 06.23, 36 f. („Es kostet… Das anlasslose Pflichttestat“; nicht 

beigefügt). 

3 Siehe dazu die ausführliche Darstellung von Barzen/Fritz/Leininger in npoR 2024, 16 ff („Gebühren als 

Wettbewerbsfaktor der Stiftungsstandorte“, nicht beigefügt).   
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genen Angaben nicht erkennen kann, welcher Zweck mit der Sitzwahl erfüllt werden soll 

(siehe oben bzw. Duplik Seite 3). Der Beklagte verwendet für diese Überlegungen den 

Begriff „Forum Shopping“ und bezeichnet sie als rechtsmissbräuchlich (Seite 5 unten). 

Das Gegenteil ist jedoch der Fall: Es liegt kein Rechtsmissbrauch sondern ein Rechtsge-

brauch vor. Dieser bedarf keiner Rechtfertigung.  

b) Nutzen des Föderalismus 

Der EU-Wirtschaftsordnung liegt der Gedanke zugrunde, dass Wettbewerb Nutzen stiftet.4

Das gilt auch für den Wettbewerb der Rechtsordnungen. Die Unternehmergesellschaft (§ 

5a GmbHG) gibt es z.B. heute nur deshalb in Deutschland, weil das EU-Recht auch für 

rein deutsche Sachverhalte das Recht gewährte, eine englische oder auch irische „Limi-

ted“ zu gründen. Warum sollte innerhalb Deutschlands der Wettbewerb der Rechtsord-

nungen behindert werden? Bürgerinnen und Bürger sind nicht für die Rechtsordnung da, 

sondern die Rechtsordnung für die Bürgerinnen und Bürger.5

c) Einladung zur Umgehung 

Sollte es tatsächliche einen „Missbrauch“ der Rechtsordnung durch „Forum Shopping“ ge-

ben, bremst die Forderung nach einem „sachlichen Bezug“ diesen jedenfalls nicht. Denn 

das Herstellen eines sachlichen Bezuges ist leicht: Es kann eine weitere Person in die Stif-

tergemeinschaft aufgenommen werden, welche ihren Wohnort in der betreffenden Stadt 

hat. Alternativ könnte diese Person anfängliches Organmitglied sein.  

Weitere Beispiele: Das Stiftungsgeschäft für eine Stiftung mit Sitz in Potsdam könnte vor-

sehen, dass Musik in ganz Deutschland gefördert wird, aber in besonderem Maße in 

Potsdam.6 Damit wäre der sachliche Bezug hergestellt. Ist das Herstellen eines sachlichen 

Bezuges seinerseits bereits ein Missbrauch? Sollte die Behörde diesbezügliche Tatsachen 

4 Darauf weist auch Heimann hin, npoR 2024, 286, 289 („FUNDATIO: Stiftung von Aufsichts Gnaden? An-

merkungen zur Klageerwiderung des Landes Brandenburg (Az. VG 1 K 1232/24“), beigefügt als Anlage 1.  

5 Dieser Rechtsgedanke ist kulturübergreifend. Er findet sich bereits bei Markus 2, 27. 

6 Heimann (Fußnote 6) aaO Seite 288, weist darauf hin, dass bei einer bundesweit agierenden Stiftung Sitz 

und Tätigkeit ohnehin nicht in Einklang gebracht werden können. 
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ermitteln? Leichter und rechtssicherer für alle Beteiligten ist,  wenn die Freiheit der Sitz-

wahl anerkannt wird.  

4. Nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks / Vermögensausstattung 

a) Vermögensausstattung 

Die Kläger weisen auf die Einschätzungsprärogative der Stifter hin.7 Sie halten an ihren 

bisherigen Ausführungen uneingeschränkt fest, insbesondere an dem Hinweis auf einen 

fortdauernden Widerspruch in der Argumentation des Beklagten. Er führt weiterhin aus, 

die Zweckerfüllung müsse einerseits nicht ausschließlich durch Vermögenseinsatz erfol-

gen, andererseits müsse die Stiftung unabhängig vom persönlichen Engagement der Stif-

ter/Organmitglieder bestehen können. Wenn aber das persönliche Engagement von Stifter 

und Organmitgliedern entfällt: Was soll die Zweckerfüllung sichern, wenn nicht Vermö-

genseinsatz? 

Hinzu tritt nun ein weiterer Widerspruch, auf den bereits oben hingewiesen wurde. Unter 

Punkt I. 1. („Zweck“) legt der Beklagte dar, dass sich der Zweck der FUNDATIO auch oh-

ne Finanzmittel erfüllen lasse. Unter Ziffer I. 4 bemängelt er dagegen eine nicht ausrei-

chende Vermögensausstattung. 

b) Entlohnung und Auslagenersatz 

Der Beklagte hält eine „angemessene Aufwandsentschädigung (Entlohnung oder Ausla-

gen- und Aufwendungsersatz)“ für zwingend (Seite 7 unten). Das trifft jedoch nicht zu. Es 

ist im Gesetz ausdrücklich geregelt. Der Aufwendungsersatz ist gemäß §  § 84a Abs. 1 

Satz 3 i. V. m. Satz 1 und § 670 BGB abdingbar. Die Entlohnung muss nicht einmal  ab-

bedungen werden, weil bereits der gesetzlich Regelfall keine Entlohnung vorsieht (§ 84a 

Abs. 1 Satz 2 BGB). Dementsprechend arbeiten viele Organmitglieder in Deutschland 

nicht nur unentgeltlich, sondern auch ohne Aufwendungsersatz. Die Satzung von FUNDA-

TIO ist flexibel genug, um in jeder Phase die Interessen Stiftung und der Organmitglieder 

angemessen auszugleichen (§ 5 Absatz 7).  

7 Ausführlicher dazu: Heimann, aaO (Fußnote 4), Seite 289. 
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Organmitglieder, die unter diesen Vorzeichen ihr Amt dauerhaft auszuüben gewillt sind, 

stehen in Person der Stifter bereit. Empirische Anzeichen dafür, dass Stifter als Organmit-

glieder zeitnah amtsmüde werden, konnte der Beklagte trotz entsprechender Nachfrage 

nicht vorlegen. 

c) Größeres Vorhaben 

Ein Grundstockvermögen von 10.000 Euro kann sogar für deutlich größere Vorhaben aus-

reichen. Das beweist die „Stiftung zur Erforschung von Ost- und Südosteuropa“. Sie be-

steht seit 1930 und betreibt heute das gleichnamige Leibnitz-Institut in Regensburg. Laut 

ihrem Internet-Auftritt hat sie mehr als 60 Mitarbeitende. Hinzu kommen Doktoran-

ten/innen, Fellows und Gastwissenschaftler/innen.8 § 1 Satz 2 der Satzung9 weist sie als 

Stiftung bürgerlichen Rechts aus. § 4 Abs. 1 Satz 2 weist das oben angegebene Grund-

stockvermögen aus. Warum sollte FUNDATIO mit ihrem sehr viel bescheidenerem Vorha-

ben nicht ebenfalls die Zweckverwirklichung gelingen? 

4. Grundrechtsausübung 

Nach wie vor verwechselt der Beklagte drei Dinge (Seite 8).  

- Zum einen einen Anspruch des Bürgers gegen den Gesetzgeber darauf, eine bestimmte 

Rechtsform zur Verfügung zu stellen. Ein solcher Anspruch besteht nicht und wird von den 

Stiftern auch nicht geltend gemacht.  

- Zum weiten das Recht jedes Grundrechtsträgers gegenüber der Verwaltung, die bereits 

zur Verfügung stehenden Rechtsformen vollumfänglich zu nutzen. Ein solches Recht be-

steht und wird von den Stiftern in Anspruch genommen. Diesbezüglich ist jede Behörde 

gehalten, bei Anwendung des einfachen Rechts die grundrechtlichen Wertungen zu be-

rücksichtigen. Darauf zu dringen (erforderlichenfalls auch in rechtsförmlicher Weise), ist 

derzeit Anliegen der Initiatoren der FUNDATIO und wird später das Anliegen der Stiftung 

sein. Insoweit sind die Behörden Adressaten des Handelns der stiftenden Kläger und spä-

ter der FUNDATIO.  

8 https://leibniz-ios.de/en/institute/about-the-institute/bylaws. 

9 Beigefügt als Anlage 2. 
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- Zum dritten das darüber hinausgehendes Vorgehen, eine bestehende Rechtsform zu 

nutzen, um auf die Veränderung dieser Rechtsform hinzuwirken, oder auch auf das Schaf-

fen einer neuen Rechtsform. Adressat des Handelns ist dann der Gesetzgeber. Mit gera-

dezu detektivischem Ehrgeiz bemüht sich der Beklagte, FUNDATIO eine solche Intention 

nachzuweisen (Seite 8 / 9). Man fragt sich: „Na und?“ Es ist nicht der primäre Ansatz von 

FUNDATIO, kann aber in Betracht kommen. Selbstverständlich ist auch ein solches Be-

streben und Handeln zulässig und von Art. 2 Abs. 1 gedeckt. Es bedarf keiner Rechtferti-

gung.  

Nichts anderes gilt für das Herbeiführen von stiftungsrechtlichen Entscheidungen.  Dies 

wird für die Stiftung nicht im Vordergrund stehen, ist aber denkbar und zweifelsohne zu-

lässig und fällt sogar unter Art. 19 Abs. 4 GG. 

C. Übergreifende Gedanken    

Das Ziel der Kläger (aktuell) und der künftige Zweck der FUNDATIO (nach Anerkennung) 

ist nicht das Selbstgespräch sondern ein breiter wissenschaftlicher Diskurs, insbesondere 

zu den bereits heute bestehenden Möglichkeiten flexibler Stiftungsgestaltungen. Die De-

batte könnte zu rechtspolitische Thesen führen („de lege ferenda“), muss es aber nicht. 

Die Diskussion soll auch Praktiker/innen erreichen, Behörden eingeschlossen. Deshalb ist 

die These von der Selbstzweckstiftung falsch. Für ihr Vorhaben schaffen die Kläger mit 

FUNDATIO einen institutionellen Rahmen.  

Im Sinne der Zweckverfolgung stimmt hoffnungsvoll, dass viele einschlägige Medien be-

reits jetzt an diesbezüglichen Fachbeiträgen interessiert sind10 und andere Wissenschaft-

ler den Ball aufgreifen.11 Man könnte von einer „pränatalen“ Zweckverfolgung sprechen, 

wird das Geschehen aber derzeit noch den Stiftern, nicht der Stiftung zurechnen. 

Betrüblich ist jedoch, dass das Anerkennungsverfahren erneut deutlich werden lässt, wie 

notwendig die Diskussion ist. So bewertet der Beklagte den Zweck von FUNDATIO und 

ihre Zweckverwirklichungsmaßnahmen. Er bewegt sich damit weit jenseits der Anerken-

10 Siehe den Reiter „Diskussion“ auf www.fundatio.de.

11 Siehe Heimann, npoR 2023, 286 ff. („FUNDATIO – Stiftung von Aufsichts Gnaden?: Anmerkungen zur 

Klageerwiderung des Landes Brandenburg (Az. VG 1 K 1232/24), Anlage 1.
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nungsvoraussetzungen des Gesetzes. Der Beklagte erkennt den Nutzen von Vergleichen 

der Stifterfreundlichkeit von Behörden nicht, obwohl das Behördenhandeln für Stifter von 

so hoher Bedeutung. Wichtiger noch: Der Beklagte geht von einer Obhutspflicht für die 

Stiftungen aus und fragt nach einer Rechtfertigung für die Ausübung von Grundrechten. 

Damit stellt er die Grundrechtsdogmatik auf den Kopf. Eine gerichtliche Klärung ist des-

halb geboten. 

D. Fazit 

Nach alledem ist der Klage stattzugeben. 

E. Prozessuales 

Sollte das Gericht der Auffassung sein, dass eine Satzungsbestimmung der Anerkennung 

von FUNDATIO im Wege steht, so wird um einen richterlichen Hinweis gebeten.  

Im Übrigens sind die Kläger der Auffassung, dass die Sache im Wesentlichen „ausge-

schrieben“ ist, mithin der Zeitpunkt einer mündlichen Verhandlung gekommen ist. Wir re-

gen deshalb die zeitnahe Anberaumung an. 

Mit freundlichen Grüßen 

Rechtsanwalt Dr. Erich Theodor Barzen



Anlage 1 

Heimann, npoR 2024, 286 ff 

„FUNDATIO: Stiftung von Aufsichts Gnaden? Anmerkungen zur Klageerwiderung 

des Landes Brandenburg (Az. VG 1 K 1232/24“) 
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Anlage 2 

Satzung der 

„Stiftung zur Erforschung von Ost- und Südosteuropa“ 

siehe auch 

https://leibniz-ios.de/en/institute/about-the-institute/bylaws. 
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